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Beschränkung der Verwendung luftverunreinigender Stoffe 
gem § 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB - VBS 1 

Textbebauungsplan gern§ 30 Abs. 2 BauGB 

1. Verfahren 

1. Aufstellungsbeschluß durch den Stadtrat gern. § 2 Abs. 1 ßauGB 

2. Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschusses 

3. Bürgerbeteiligung gern.§ 3 Abs. 1 BauGB 

4. Ortsübliche Bekanntmachung der Bürgerbeteiligung 

5. Bauausschußbeschluß zur öffentlichen Auslegung mit Begründung 
gern. § 3 Abs. 2 BauGB 

Öffentliche Auslegung 

14.12.1994 

09.01.1995 

16.01.-31.01.1995 

09.01.1995 

23.11.1995 

11.12.1995-
22.01.1996 

6. Ortsübliche Bekanntmachung des Ortes und der Dauer 01.12.1995 

7. Satzungsbeschluß durch den Stadtrat gern. § 10 BauGB. Der Stadtrat der 27.03.1996 
Stadt Mainz hat gern. § 1 O Baugesetzbuch (Bau GB) vom 08. Dezember 
1986 (BGBI. 1. S 2253, zuletzt geändert durch das lnvestitionserleichte-
rungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22.04.1993 (BGBI I S. 466 in Ver-
bindung mit§ 24-der Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) vom 
31.01.1994 (GVBI. S. 153) folgenden, aufgrund von § 9 Abs. 1 BauGB er-
stellten Textbebauungsplan "Beschränkung der Verwendung luftverunreini-
gender Stoffe gem § 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB -. VBS" als Satzung beschlos-
sen. 

8. Anzeige bei der Bezirksregierung Rheinhessen-Pfalz gern. § 11 BauGB 03:os.1996 

9. Mitteilung der Bezirksregierung Rheinhessen-Pfalz über das rechtmäßige 24.07.1996 
Zustandekommen des Bebauungsplans 

10. Ausfertigung durch den Oberbürgermeister 30.08.1996 

1 ·1 . · Bekanntmachung der Durchführung des Anzeigeverfahrens und Inkraft­
treten gern. § 12 BauGB 

12. In der Bekanntmachung nach§ 12 BauGB wurde auf die Vorschriften 
des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 Abs. 4 BauGB (Entschädigung) hingewie­
sen sowie auf § 215 Abs. 1 BauGB (Voraussetzungen für die Geltendma­
chung der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach dem 
BauGB und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolge) und auf§ 
24 Abs. 6 GemO Rheinland-Pfalz (Voraussetzungen für die Geltendma­
chung der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der 
GemO und die Rechtsfolgen) . 

1 VBS = Verwendungsbeschränkungssatzung 
----------------------------- Seite 1'---
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IL Satzungstext 

§ 1 Räumlicher Geltungsbarelch 

Die Satzung gilt für das gesamte Gebiet der Stadt Mainz. 

§ 2 Sachlicher Geltungsbarelch 

Anzeige gemäß § 11 Abs. 3 (BauGB). 
Es bestehen keine Rechtsbedenken. 
A. V .. 3.f /. 'f.~[-:-: .Q.J.. /1.i. :.9. .lß..1.l.( Y.P s 
Neustadt an dr Wei
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Bezirksregierung Rhelnhesaea•Pfatz 

.A. ~ 

Die Beschränkung der Verwendung luttverunreinigender Stoffe umfaßt neu zu errichtende· 
Feuerstätten und deren wesentliche Änderung im Sinne der ersten Verordnung zur Durchfüh­
rung des Bundesimmissionss~hutzgesetzes. 1. BlmSchV (Kleinfeuerungsanlagen). 

§ 3 Beschränkung dar Verwendung luftverunrelnlgender Stoffe (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 
. BauGB) , 

Im. Geltungsbereich dieser Satzung dürfen ir:1 neu zu errichtenden Feuerstätten i. S. der 1. 
BlmSchV (Klelnfeuerungsantagen) und bei wesentlichen Änderungen solcher Anlagen die 
Brennstoffe Gu, Helz61 EL und Holz unter nachfolgenden Beschränkungen aus Gründen der 
Luftreinhaltung verwendet werden: 

1. Zulässig ist die· Verwendung der Brennstoffe Gas oder Heizei EL zur Raumwärmeerzeugung 
und Wasserbereitung, wenn folgende Abgasgrenzwerte eingehalten werden: 

Stickoxid NOX: 

Kohlenmonoxid CO: 
Schwefeldioxid S02: 

100 mg/kWh (Gas) 
150 mg/kWh (Heizöl EL) 
90 mg/kWh 

100 mg/kWh 

2. Zulässig ist die Verwendung des Brennstoffes Holz im Sinne der 1. BlmSchV, § 3 Abs. 1 Nr. 
4 und 5, in dauerbrandgeeigneten Feuerungsanlagen über 15 kW Nennwärmeleistung, die 
ausschließlich der Raumwärmeerzeugung und Wasserbereitung dienen (Hauptheizungen) 
und einen CO-Grenzwert von 0,-2 Volumenprozent (bezogen auf 13 % 0 2) nachweislich be­
inhalten. Die Geräte müssen nach DIN 18 890 (Dauerbrandöfen) oder DIN 18 892 
(Dauerbrand-Einsätze) geprüft und registriert· sein. GrundkachelOfen müssen den Fachre­
geln des Kachelofen- und Luftheizungsbauerhandwerkes entsprechen. Zulässig sind auch 
andere Feuerungsanlagen (Mehrstoffbrenner), die die in der Satzung genannten Abgas- . 
grenzwerte für Gas, 01 und Holz nachweislich einhalten. 

Gelegentlich2 zulässig ist die Verwendung des Brennstoffes Holz im Sinne der 1. BlmSchV 
§ 3 Nr. 4, in offenen Kaminen, Kaminöfen, Holzbrandöfen und Kachelöfen mit Flachfeue­
rung bis 15 kW Nennwärmeleistung, die als 2. Heizsystem (Zusatz- oder Notheizung} er­
richtet werden. Die Geräte müssen nach DIN 18 891 (Kaminöfen), 18 885 (Kamineinsätze) 
geprüft und registriert sein. Kachelöfen müssen den Fachregeln des Kachelofen- und 
Luftheizungsbauerhandwerks entsprechen. Ein CO-Grenzwert von 0,2 Volumenprozent 
(bezogen auf 13 %,0 2) muß nachweislich eingehalten werden. 

Ausnahmsweise zulässig ist die Verbrennung von Holz gemäß § 3 Nr. 6 und 7 der· 1. 
BlmSchV in gewerblich betriebenen Schreinereien und Tischlereien. 

2 s. 111.1 Hlnwt11e, Vtfbrannung von Holz 

Stand: 12.12.95 08:12 

~usgef ertigt 
Mainz,ie 3o. 1,.I ( 

~ 
Oberb rgermelster 



3. Andere Brennstoffe wie z. B. Stein- und Braunkohle oder Abfälle aller Alt dürfen weder 
zu Heiz- und Feuerungszwecken noch zur Beseitigung verbrannt werden. 

§ 4 Änderung bzw. Ergänzung rechtsverbindlicher Bebauungspläne 

Durch diese Satzung werden rechtsgültige Bebauungspläne ohne Festsetzungen zur be­
schränkten Verwendung von Brennstoffen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB ergänzt. Bebau­
ungspläne mit Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB werden entsprechend geändert. 
(s. Anlage}. 

§ 5 Inkrafttreten 

Dieser Textbebauungsplan tritt am Tage der öffentlichen Bekanntmachung der Durchführung 
des Anzeigeverfahrens in Kraft. · 

III. Hinweise 

1. Verbrennung von Holz 

Der Betrieb von Feuerstätten mit Holz gemäß§ 3 Nr. 2, Abs. 2 dieser Satzung (Zusatz- und 
Notheizungen} richtet sich nach § 4 der 1. BlmSchV und ist gelegentlich, d. h., an 8 Tagen 
im Monat für jeweils 5 Stunden zulässig (Beschluß des OVG Koblenz vom 30.11.1993 (7a 
12014/92)). 

2. Grenzwertnachweis 

Werden 01- und Gasfeuerungsanlagen (z. B. Brennwertkessel, Spezialheizkessel, Kombi­
oder Umlaufwasserheizer und Brenner-/Kesselkombinationen} eingesetzt, die mit einem 
Umweltzeichen nach RAL-UZ {Blauer Engel} ausgezeichnet sind, so kann auf einen Nach­
weis der Einhaltung der Abgasgrenzwerte verzichtet werden. 

IV. Begründung 

1. Planerfordernis 

Das Stadtgebiet Mainz weist bioklimatische und lufthygienische Ungunstbedingungen auf, 
die im wesentlichen durch 
Q hohe Dichte von Emittenten der Verursachergruppen Hausbrand, Gewerbe und 

Industrie, 
Q hohe Verkehrsdichte, 
Q Talkessellage im Rheingraben, 
Q hohe Neigung zu austauscharmen Wetterlagen (30 % der Tage im Jahr} und 

entsprechender Akkumulation von Luftschadstoffen, 
hervorgerufen werden. 

Das Stadtgebiet Mainz ist entsprechend der §§ 44 und 49 Bundesimmissionsschutzgesetz 
(BlmSchG} durch Landesverordnung seit 1976 als Belastungsgebiet (heute: 
Untersuchungsgebiet) eingestuft. Definitionsgemäß sind Untersuchungsgebiete solche 
Gebiete, in denen Luftverunreinigungen auftreten oder zu erw~en sind und die im 
besonderen Maße schädliche Umwelteinwirkungen hervorrufen können. Die .Kommunen 
sind in diesem Zusammenhang ermächtigt, weitergehende ortsrechtliche Vorschriften zu 
erlassen, um Luftverunreinigungen zu vermeiden, die mit dem besonderen Schutzbedürfnis 
des Belastungsraums nicht vereinbar sind. 

Nach den Datenerhebungen des Energiekonzeptes Mainz (Stadt Mainz, 1994) beträgt der 
Anteil der privaten Haushalte (ohne stadt- landeseigene Gebäude} am Endenergieverbrauch 
stadtweit 16,5 %. 
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Für das Jahr 2010 wurde für die Haushalte ein Einsparpotential von 47,8 o/o ermittelt. 

Ziel der kommunalen Luftreinhaltepolitik der Stadt Mainz ist daher die möglichst weitgehen­
de Nutzung und Unterstützung dieses Einsparpotentials und damit die Vermeidung neuer 
Luftbelastungen und Verminderungen bestehender Verunreinigungen. Nach § 9 Abs. 1 Nr. 
23 BauGB können die Träger der Bauleitplanung aus besonderen städtebaulichen Gründen, 
die in Mainz durch die besondere topografische und stadtklimatische Situation gegeben 
sind, Beschränkungen für die Verwendung luftverunreinigender Stoffe erlassen. 

Als Bausteine eines aufeinander aufbauenden Konzeptes der lufthygienischen Optimierung, 
das u. a. auch den Ausbau des Fernwärmenetzes verfolgt, sehen die Bebauungspläne der 
Stadt Mainz bereits seit 1986 Verbrennungsverbote gemäß§ 9 Abs. 1_ Nr. 23 BauGB vor. 
Aufgrund der bisher erheblich ungünstigeren Schadstoffbilanz fester und flüssiger Brenn~ 
stoffe (Holz, Kohle und Heizöl) gegenüber den leitungsgebundenen Energieträgern Gas und 
Strom beschränkten sich die Festsetzungen lediglich auf das Verbot des Einsatzes fester 
und flüssiger Brennstoffe. 

Zur Anpassung der Beschränkung der Verwendung luftverunreinigender Stoffe an den 
Stand der Technik und zur Verwaltungsvereinfachung (Vermeidung von Befreiungsanträgen 
und Widerspruchsverfahren) sollen die Anforderungen durch eine stadtweite Satzung in 
Form eines einfachen Textbebauungsplanes gemäß§ 30 Abs. 2 BauGB rechtsverbindlich 
formuliert werden. 

Der VGH Mannheim (Beschluß vom 08.10.1987, 8 S 568/87) und das BVerwG (Beschluß 
vom 16.12.1988, ~ NB 1.88) haben entschieden, daß Festsetzungen einer derartigen Sat­
zung nicht voraussetzen, daß immissionsschutzrechtlich festgelegte Grenzwerte im Gel­
tungsbereich bereits erreicht oder überschritten sein müssen. Es genügt, daß die Festset­
zungen dem Vorsorgeprinzip und der Vermeidung von Immissionen entsprechen. 

2. Behandlung von gas- und ölbefeuerten Anlagen 

Vor dem Hintergrund der Optimierung der Verbrennungstechnik sowie der Verminderung 
der Schadstoffgehalte der Brennstoffe untersagte bereits 1987 die EG-Richtlinie vom 
23.03.1987 (ABL. der EG Nr. L 91/19 vom 03.04.1987) die Anwendung der Verwendungs­
verbote auf Heizöl mit vermindertem Schwefelgehalt, wenn die Anforderungen der Richtlinie 
erfüllt sind. 

Neue Untersuchungen zur Schadstoffentstehung beim Einsatz von Erdgas und Heizöl EL in 
Hausfeuerungen, z. 8 . i.A. des Bayer. Staatsministeriums für Wirtschaft und Verkehr haben 
ergeben, daß bei neuen Anlagen keine signifikanten Emissionsunterschiede mehr bestehen. 

Verbesserungen in der Feuerungstechnik und im Anlagenbau haben eine Angleichung der 
Emissionswerte von gas- und ölbefeuerten Heizungssystem ermöglicht, so daß gasbefeu­
erte Systeme nur noch geringe Emissionsvorteile aufweisen (kein S02, weniger C02 und 
NOX), wenn man von dem Gefährdungspotential der Lagerhaltung eines wassergefährden­
den Stoffes absieht. 

Das rheinland-pfälzische Ministerium der Finanzen, als oberste Baubehörde, folgert hieraus, 
daß ein Verbot von Heizöl EL in Bebauungsplänen nicht mehr gerechtfertigt ist (Schreiben 
vom 23.12.1993 an die nachgeordneten Behörden). Vor diesem Hintergrund ist das bishe­
rige Verbrennung_sverbot in den Bebauungsplänen der Stadt Mainz zu undifferenziert, da 
insbesondere der Stand der Technik nicht berücksichtigt wird. 

3. Behandlung der holzbefeuerten Anlagen · 

Probleme ergaben sich in Mainz ·in der Vergangenheit mit holzbefeuerten Einzelöfen und 
Zentralheizungsanlagen. Insbesondere in dichtbesiedelten Ortskernen und Einfamilienhaus­
gebieten. 
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Deshalb wurde in den Verbrennungsverboten teilweise das Verfeuern von Holz grundsätz­
lich ausgeschlossen, teilweise unter bestimmten Bedingungen beschränkt zugelassen. Für 
holzbefeuerte, offene Kamine und Kaminöfen gilt seit dem Leiturteil des OVG Koblenz bun­
desweit, daß Holz grundsätzlich in derartigen Anlagen nur noch gelegentlich, d. h., 8 mal 
im Monat, maximal 5 Stund~n am Tag, verbrannt werden darf. 

Durch den Textbebauungsplan sollen nur solche holzbefeuerten Anlagen in der Benutzung 
begrenzt werden, die erfahrungsgemäß in der Nachbarschaft zu häufigen Beschwerden füh­
ren. Das sind die o. g. offenen Kamine, Kaminöfen, Heizeinsätze und Flachbettkachelöfen, 
die nicht oder nur bedingt dauerbrandgeeignet sind. Solche Anlagen, die als Zusatzheizun­
gen in erster Linie einen gehobenen Wohnstil kennzeichnen und der Gemütlichkeit dieaen, 
sollten auch weiterhin nur gelegentlich betrieben werden dürfen. 

Dauerbrandgeeignete Feuerungsanlagen nach DIN 18 890 und 18 892 und andere mit Holz 
zu befeuernde Anlagen über 15 kW, die in Mainz vor allem von Winzern und Landwirten 
betrieben werden, gewährleisten eine sinnvolle Verwertung von Reben- und Obstbaumholz 
und verhindern die nicht wünschenswerte Verbrennung als landwirtschaftliche Holzabfälle in 
der freien Feldflur. Derartige Anlagen, die als Hauptheizung der Raumwärmeerzeugung und 
Warmwasserbereitung dienen, sollen auch weiterhin grundsätzlich mit Holz als Brennstoff 
betrieben werden dürfen. 

4. Inhalt der Verwendungsbeschränkung 

Mit den Instrumentarien des einfachen Textbebauungsplanes gemäß § 30 Abs. 2 BauGB 
werden alle vorhandenen Bebauungspläne hinsichtlich der Verwendung von Brennstoffen 

. ergänzt oder geändert. In Baugebieten mit Satzungen zur Nah- und Fernwärmeversorgung 
findet die Brennstoffbeschränkung Gas und Öl keine Anwendung. 

Die unbeplanten Bereiche innerhalb der im Zusammenhang bebauten Innenbereiche erhal­
ten durch den Textbebauungsplan hinsichtlich des Verbrennungsverbotes eine planungs­
rechtliche Konkretisierung - alle anderen Zulässigkeiten richten sich weiter an die Bestim­
mungen anderer Satzung und des § 34 BauGB. Gleichzeitig wird eine Ungleichbehandlung 
von Bauwerken im Stadtgebiet vermieden. 

Die Satzung zur Beschränkung bestimmter Brennstoffe bezieht sich auf neu zu errichtende 
Feuerstätten oder deren wesentliche Änderung im Sinne der 1. BlmSchV (Kleinfeuerungs-. 
anlagen). Bauherren können unter einer Vielzahl von Herstellern wählen. Die angestrebte 
Technik besitzt einen hohen Marktanteil. Es ist davon auszugehen, daß erhöhte Anfangsin­
vestitionen sich durch erhebliche Energieeinsparungen in wenigen Jahren amortisieren. 

Unter Abwägung der privaten Belange 
~ Kosten, 
~ Nutzen, 

und der öffentlichen Belange, 

~ Verminderung der Emissionen der Quellengruppe Hausbrand, 
~ Verbesserung der lufthygienischen Bedienungen im Belastungsraum Mainz-Budenheim, 

erscheinen die Festsetzungen zur beschränkten Verwendung von Brennstoffen zumutbar. 
Wird die Zumutbarkeitsgrenze in Einzelfällen überschritten, stehen die Ausnahmebestim­
mungen des§ 31 BauGB zur Verfügung. 

Mit der Durchführung des Textbebauungsplanes entstehen für die Stadt Mainz keine Ko­
sten. 

'l 5. FEB. 96 
Mainz, den 

\~~ 
BOrgsrmsistsr 

- - - ---------------- - ---------- Seites---
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Anlage: zum Textbebavungsplan VBS 

Auflistung der zu ändernden 8-P/äne: BEBAUUNGSPLÄNE MIT VERBRENNUNGSVERBOT 
(geordnet nach Zusthldigkeitsbereichen) 

Amt 15: 

A 125N 
A 171 
A 174 
A 175 
A 177 
A 182 
A 183 
A 185 
A 187 
A 187 
A 188 
A 191/111 
A 197 
A 2021 
A 20211 
A 206 
A 208 
A 211 
A 220 
A 222 
A 227 
A 231 
A 232 
A 235 
A . 237 
A 238 

- Weißliliengasse 
- Holzhof 
- Kappelhofgasse 
- Ballplatz 
- Nasengäßchen 

Fürstenbergerhofschule 
- Hopfengarten / Jakobsbergstraße 

Augustinerstraße - Weintorstraße 
- Frankfurter Hof 
- Frankfurter Hof, 2. Änderung 
- Weihergarten 
- Kirschgarten 18 - 20 

Wohn-.und Garagenhaus Weißliliengasse 
- Dagobertstraße - West Teil 1 
- Dagobertstraße - West Teil II 
- Erbacher Hof 
- Heringsbrunnengasse, Kirschgarten 
- Zwischen Grebenstraße und Kappelhofgasse 
- Baublock zwischen Kartäuserstraße und Hopfengarten 
- Gebiet zwischen Grebenstraße und Augustinerkirche, Änderung 
- Mauritzenplatz / Gallusgasse 
- Baublock Badergasse, Augustinerstraße, Kartäuserstraße, Schönbornstraße 
- Gebiet zwischen Rotekopfgasse und Rheinstraße 
- Gebiet zwischen Heiliggrabgasse und Kirschgarten 
- Zwischen Schönbornstraße und Rochusstraße 
- Zwischen Rochusstraße, Weißliliengasse und Heringsbrunnengasse 

AMT61 

SACHGEBIET 1: 

A 198 
A 199/11 
A 215 

A ·219 
A 221 / 1 
A 221 / II 
A 221 / III 
A 221 / IV 
A 221 /V 
A 221 / VI 
A 221 / VII 
A 224 
A 225 
A 226 
A 229 
A 233 
1 33 
1 39 
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- Walpodenstraße 
- Wohnanlage auf dem Kästrich 
- Baublöcke zwischen Breidenbacherstraße / Emmerich-Josef-Str. / Drususstr. 

/ Kästrich / Martinstr. und Gaustraße 
- Baublock zwischen Bauhofstr./ Schießgartenstr./ Hintere und Mittlere Bleiche 
- Bleichenviertel Teil 1 

Bleichenviertel Teil 2 
- Bleichenviertel Teil 3 
- Bleichenviertel Teil 4 
- Bleichenviertel Teil 5 
- Bleichenviertel Teil 6 
- Bleichenviertel Teil 7 
- Am Winterhafen 
- Baublock Templer-, Ufer-, Dagobert- und Rheinstraße 
- Tritonplatz / Kleines Haus 
- Baublöcke zwischen Binger Straße und Münsterstraße 
- Baublöcke südlich der Ludwigsstraße 
- Industriehafen 
- Bereich Mombacher Kreisel 
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1 37 
N 74 
N 75 
N 76 

- Westlich der Kreuzstraße 
- Baublöcke zwischen Bahnhofsplatz/ Schottstr. / Parcusstraße 

Südlich der Hattenbergstraße 
- Behutsame Blockentkernung im Baublock Boppstr. / Josefsstr. / Nackstr. und 

Kurfürstenstraße 

SACHGEBIET 2: 

E 40 
E 42/ 1 
He 75 /1 / II 
He 80 
He 88 
He 89 
He 93 
He 97 
L 55 
L 57 
L 58 
0 . 49 
W 75 
W 89 
W 90 
W 92 

- Am Feldgarten 
- Kleingewann 
- Heuergrund 
- . Bezirkssportanlage Mainz-Hechtsheim 
- Nördlich der Dekan-Laist-Straße 
- Ludwig-Strecker-Straße 
- Hechtsheimer Berg 
- Park and-Ride Anlage im Bereich Mühldreieck / Rheinhessenstraße 
- Gewerbegebiet am Dammweg 
- Laubenheimer Hang 
- Zukunftstraße / Riedweg / Hofenwiesenweg 
- Dauerkleingärten Am Ebersheimer Weg 
- Nördlich Weisenauer Weg und Max-Hufschmidt-Straße 
- Hangkante Nordöstlich Am Viktorstift 
- Am Viktorstift - Neu 
- Großberg - Siedlung 

SACHGEBIET 3: 

B 50 / II 
B 118 
B 121 
B 126 

B 127 

B 128 
B 130 
B 131 
B 134 
Ma 26 
Ma 27 
Ma 29 
z 74 
z 76 

- Bretzenheim West- Teil II 
- Zwischen Essenheimer Straße und Marienborner Straße 
- Südlich der .K 1 - östlich der K 3 
- Verbindung B 40 - Marienborner Straße (Südumgehung Bretzenheim - Teil 1) + 

Gartengewann / Schleifweg 
- Verbindung Marienborner Straße-. Essenheimer Straße (Südumgehung 

Bretzenheim Teil II)+ Bereich Dienstleistungszentrum Bretzenheim-Süd 
- landwirtschaftliche Aus$iedlungen ·Am Bergweg 
- Zwischen Draiser Straße und Pfarrer-Stockheimar-Straße 
- Ehemaliges Gelände der Feuerwache II in Mainz-Lerchenberg 
- Erweiterung des Einkaufszentrums in Mainz-Lerchenberg 

Östlich Brucknerstraße - Waldgewann 
- Sondergebiet nördlich der K 12 
- Nördlich des Alten Weges 
- Bereich St.-Achatius-Kirche 
- Untere Zahlbacher Straße, Saarstraße - Änderung 

SACHGEBIET 4: 

D 25 
G 112 
G 121 / 1 
G 121 / 11 
H 67 
H 70 
F 66 
F 69 
F 70 
F 72 

- Hinter den Weiden 
- Kisselberg 
- Waldvillengebiet 
- Waldvillengebiet 
- Westlich der Hegelstraße 
- Am alten Heiligenhaus 
- Bereich Konstantinweg / Pliniusweg 
- Gewerbegebiet südlich der Flugplatzstraße 

Florian-Geyer-Straße 
Am Mittelweg 

----------~------------------Seiff171<----

Ook.•Nr: 1-172.ING Stand: 12.12.95 08:12 




